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Vilmar und der Treubund in Kurhessen

Seit Ansang Novembers 1850 besteht nun auch ein kurhessischer Treubnnd
mit ähnlichen Tendenzen, wie der preußische. Die Statuten stellen folgende vier
Zwecke ans:

1. Stärkung der Treue für deu Kurfürsten und der Liebe zum Vaterlande,
Beobachtung und Aufrechthaltuug der Gesetze überhaupt uud des Staatsgruud-
gesetzes insbesondere.

2. Kräftige Geltendmachung der in der Landesverfassung enthaltenen mo¬
narchischen Elemente, Kampfe gegen die verderbliche Lehre der Volkssouveränität.

3. Kräftige Förderung christlichen Lebens nnd christlicher Sitte in allen
Volksclassen.

4. Gegenseitige Unterstützung aller Mitglieder des Bundes und entschiede¬
nes Auftreten durch jedes gesetzliche Mittel gegeu Alles, was den Zwecken
des Bundes entgegensteht.

Man kann dem Programm, dem Wortlaut uach beipflichten nnd dennoch den
Beitritt zum Treubund ans den triftigsten Grüudeu ablehnen. Doch ist auch
Positiv 4 der Statuteu uicht unbedenklich, da umlaufenden Gerüchten zufolge uuter
dem Ausdruck „jedes gesetzliche Mittel" auch das Denunciren mit einbegriffen
wird, weshalb man vor den Treubündlern im Allgemeinen hinsichtlich freier Mei¬
nungsäußerung sorgfältig auf der Hut sein mnß.

Während der preußische Treubuud zu eiuer Zeit eutstand, wo die Revoln-
tionSwellen das Königthum zu verschlingen drohten, nnd sich im Kampf mit der
Revolution unleugbares Verdieust erworben hat, trat der knrhessische Treubund
erst ins Leben, als die Reaction bereits ihren letzten Sieg erkämpft hatte, unter
dem sicherm Geleit der Kauouen des Bundestages. Damals, als der Thron
wankte unter dem Stoß des dreisteu Hcmauer Ultimatums, obgleich die Häup¬
ter jener Partei die Revolution „herbeiregiert" hatten, rührte sich Keiner von
uusern „Getreuen;" die Rettung des Thrones überließen sie andern Männern,
die sie jetzt als Demokrateu uud Demokratengenvssen tagtäglich in ihren privili-
girten Blättern verlästern, während dnrch Unterdrückung aller unabhängigen Zei¬
tungen des Inlandes den Angegriffenen der Mnnd verschlossen gehalten wird.
Sogar der jetzige Demokratenfresser Vilmar, welchem von seinen eignen Partei¬
genossen im Jahr 1848 ein unverzeihliches „Bnhlen" mit der Revolution vor¬
geworfen ward, hatte keiu strafendes Wort für die Hananer Märzerrnngen-
schaften, sondern hat sie vielmehr in Nr. 8 des Volksfrenndes (25. April 1848)
beifällig anerkannt, indem er nur solche Männer für wählenswürdig erklärt,
„welche festhalten wollen, was wir in Hessen haben, vor allem unsere Verfassung



344

und deren Auslegung oder vielmehr Anwendung, wie dieselbe durch die
landesherrlichen Verkündigungen vom 7. und 11. März dieses Jahres festgestellt
ist. „Solche sollen sich nun wohl nicht in Hessen finden, welche
wieder „„rückwärts"" wollteu; denn das wäre geradezu der Ge¬
setzlosigkeit in die Hände gearbeitet." Wir enthalten uns aller Be¬
trachtungen, zu deueu diese Stelle auffordert, und bemerken nnr noch, daß
selbst im Jahr 1849 die im „Volksfrennd" erschallendeAufforderung zur Stif¬
tung eines kurhessischeu Treubuudes erfolglos blieb, uud erst am Schlüsse des
folgenden Jahres unter den bereits angedeuteten Verhältnissen zur Verwirklichuug
gelaugte. Wahrhaft lächerlich ist es daher, wenn unsere „Getreuen," sich den
Anschein uud die Miene des Martyriums uud der heldenmütigsten Resignation
geben. Deun sich an den Siegeswagen der rothen Reaction hängen, heißt doch
wahrlich nicht „gegeu deu Strom schwimmen!"

So stellt sich denn unser Trenbund, obwohl dem Namen nach nur dem Kur¬
fürsten huldigend, recht eigentlich als eine Stütze uud Krücke des Ministeriums
Hassenpflug dar. Wie der Chor der alteu Tragödie das ideale Publieum, so
will der Trenbund das hessische „Volk" repräsentiren, da man nun einmal in
der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts anständiger Weise nicht ohne „Volks¬
repräsentation" regieren kanu. In der Tbat enthält schon der Volksfreund vom
28. Nov. 1851 die „demüthige," aber auch alberue Erklärung eines Treubüud-
lers: „Nur die kvnuen wir allein noch als zu unserm Volke gehörig
ansehen, welche in ihrem innersten Herzen mit uns eine Gesinnung, eine An¬
schauung, einen Willen hegen. — Daö alte Volk der Hessen hat aufgehört zu
seiu, seitdem das Gericht Gottes über dasselbe hingegangen ist." Der Kurfürst
selbst aber ist vom Minister alsbald veranlaßt worden, durch eiue sehr huldvolle
Zuschrift dem Treubuud die „eigentliche Weihe" zu ertheilen. Zunächst bildet
der Treubund ein Heer von Freiwilligen, welches erklärtermaßen die Ausfüh¬
rung der von allen höhern Gerichten des Landes für versassuugswidrig erklärten
Ansnahmsgesetze sichern will.

Während aber an dem preußischen Trenbund Adel uud Officierstaud am
eifrigsten sich betheiligt haben, zählt der hessische Treubuud nnr sehr wenige
Adelige und keinen einzigen Officier zu seiueu Mitgliedern. Anch die Betheili-
guug der Verwaltungsbeamten uud des höheru und uiedern Nichterpersonals hat
nur sehr sporadisch stattgefuudeu; doch muß selbst diese geringe Betheiligung der
Richter insofern Befremden erregen, als einerseits ihre amtliche Stellung gerade
deu Ausuahmsgcsetzeu gegenüber die höchste Unbefangenheit erheischt, andrerseits
ihr Beitritt, und zwar ohne alle Verwahrung uud erlauterude Erklärung, gerade
zn einer Zeit erfolgte, wo viele ihrer ehrenwerthesten Kollegen durch Gewalt, die
sich an die Stelle des Rechts setzte, ans den Aemtern vertrieben wurden. Den
Kern unseres Treubundheeres bildet eine Schaar orthodoxer Geistlichen, welche
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durch die Gesetze und Maßregeln des Märzministerimns Kirche uud Staat in
ihren tiefsten Grundlagen bedroht erachten, obwohl sie damals ganz ruhig gesesseu
haben, als sie das allerdiugs sehr tadelnswerthe Neligions- und Ehegesetz in
dieser Gestalt durch eindringliche Gegenvorstellungen wohl hätten hintertreiben
können. .Denn daß Eberhard, welcher der Kirche durchaus nicht feindlich gesinnt
ist uud sich für bessere Belehrung stets zugänglich gezeigt hat, auch für solche
Vorstellungen nicht taub geweseu seiu würde, beweist der Umstaud, daß er den
Professor Zeller, dessen Berufung er nicht mehr rückgängig machen konnte, wenig¬
stens nicht in die theologische, sondern in die philosophische Facultät setzte. Ueber-
dies hatte sich Vilmar selbst, dessen Volksfrennd jetzt die Losreißnng der Kirche
vom Staat-als den ärgsten Mißgriff verdammt, im Jahre 1848 in einer Weise
allsgesprochen, welche das Märzministerinm zn der Erwartung berechtigen mußte,
daß die bezügliche Gesetzvorlage auch deu Wünscheu der orthodoxen Partei ent-.
sprechen werde. Vilmar bekämpft uud berichtigt uämlich in Nr. 16 nnd 17 des
Volksfrenndes von I8i8 die Meinnng vieler trenen Glieder der bestehenden
Kirche, welche „nicht Anstand nahmen, die ganze politische Entwickelung der letzten
Wochen als ein auf den gänzlichen Umstnrz des Staates uud der Kirche abzie¬
lendes Werk der Finsterniß zu bezeichnen," und sagt unter Anderm Folgendes:
„Der Zeitgeist drängt mit uuwiderstehlicher Gewalt ans vollständige Trennung
der Kirche vom Staate uud dadurch ermöglichte Aenderung des Bekenntnisses. —
In der That erscheint der Znstand der heutigen Kirche als ein so verwickelter
nnd verkehrter, daß man sich der Ueberzeugung nicht zu entziehen vermag, daß
auf dein seitherigen Wege auch nicht Ein (!) Schritt weiter vorwärts zu kommeu
gewesen wäre, daß ihr vielmehr nnr dnrch ein unmittelbares göttliches
Einschreiten zu helfen gestanden hat. Dieses aber ist erfolgt in den
Ereignissen der letzten Zeit. Sie werden die Kirche vom Staate trennen;
sie werden eben hierdurch die Kirche frei machen von veralteten Schäden und
ihr zu einer herrlichen Wiedergeburt verhelfen. — Uud so fordern wir denn
uusre christlichen Brüder ans, dem ueueu wiedererstehendenDeutschland, dem mäch¬
tigen deutschen Kaiser, der, so Gott will, bald in der alten Kaiserstadt den ver¬
sunkenen mehr als tausendjährigen Thron zum Stanucu der Welt nach seiner
Wiederaufrichtung besteigeu uud mit neuem Glänze umgcbeu wird, dem ans den
Edelsten der Nation und dem Schooße des Volks hervorgehenden Parlamente,
so wie der frei werdenden, einer schönen Zukunft entgegeneilenden Kirche mit
froher Zuversicht sich ausschließen." — Also der Vilmar von 1848, der unfrei¬
willige und doch so beredte Apologet des Märzministerimns und der dnrch
dasselbe vertreteueu Zeitideen. Indessen der Vilmar von 1851 theilt als äux
8regi8 eine ganz andere Losnng aus, und seine Getreuen folgen ihm blind¬
lings nach.

Uusere orthodoxen Geistlichen sind zwar größtenteils achtungswerthe Männer
Grenzvoten. I. 1851. 44
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in ihrem Berufe, verstehen aber von den zum Theil subtilen Rechtsfragen, um
welche es sich in diesem Kampfe handelt, wenig oder nichts. Dennoch stellen sie,
weil Vilmar eil: Aufgebot seiuer prätoriauischeu Cohorte erlassen hat, ein wahres
Kirchthnrmrennenan, um die Verantwortlichkeit für Hasseupflug's — „rettende
Thaten" zn theilen. Sie sehen nicht ein, daß sie, uugeachtet Hasseupflug's frü¬
herer unleugbarenVerdienste um Kircheu uud Schuleu, dem Christenthumjetzt
gar keinen schlimmern Dienst leisten können, als indem sie das Himmelskind in
die Kämpfe leidenschaftlich erregter politischer Parteien herabziehen, und die Kirche
ganz unnötigerweise mit dem Odium dieser Executious- und Dragonerpolitik
belasten, ja indem sie Hassenpflng und Vilmar gewissermaßenals ihre „Heiligen"
hinstellen — dieseu Hassenpslug, welcher durch Nichterfüllung der Znsagen seines
Programms und durch echt jesuitische Gleichgültigkeit in der Wahl der Mittel znr
Erreichuug seiuer hochmüthig-herrschsüchtigenZwecke deu Anspruch auf Treu uud
Glaubeu verwirkt hat; dieseu Vilmar, desseu „Volksfreuud" schou seit geraumer
Zeit iu jeder Nnmmer Zeugniß ablegt von einer „Demuth," die sich für allein
weise und fromm hält und jede selbst vou deu Geuosseu der eigeueu Partei aus¬
gehende Aufforderung zur Selbsterkenntnißmit Schroffheit zurückweist;vou eiuer
„Liebe", die mit unerschütterlicher Consequenz jedem Gegner die erdenklich
schlechtesten Motive unterschiebt und sich Tag für Tag in so leidenschaftlichen und
gemeiueu Schmähungen Luft macht, daß selbst manche der nächststehendenVer¬
ehrer und Mitarbeiter Vilmar's — ich rede als ein Wissender — nicht umhin
können, diese frommen Herzensergießnngenfür Eingebungen „von Fleisch und
Blut" zu erklären; von einer Wahrheitsliebe," welche es wenigstens hinsichtlich
der ans die Gegner geschleuderten Beschuldiguugeu uugefähr ebenso genan nimmt,
als die mit souveräuster Verachtung behandelte „demokratische und halbdemokra¬
tische" Presse gethan hat.

Und doch sprechen sich unsere alten Kircheuorduuugeu,auf welche sich diese
Partei so geru beruft, wenn es ihren Zwecken dienlich ist, ans das entschie¬
denste gegen die Einmischung der Geistlicheu iu die Tagespolitik aus. Schou
die Neformationöordnnngvom 1. Aug. 1572 sagt, die Pfarrer sollten von ihren
Superintendenten dahiu beaufsichtigt werden, daß sie sich nicht in poli¬
tische Gezänke und Hadersachen mengen sollen, und was der Dinge
mehr sind, die eiuem Prädieauteu seiues Berufs und Amts halber nicht
anstehen." Die Conststorialordnnng des Landgrafen Moritz vom 10. Oct. 1610
schärft den Pfarrern in noch allgemeinerer Fassung ein: sie sollen sich aller
weltlichen Geschäfte uud Häudel entschlagen, uud einzig ihrem anbe¬
fohlenen Kirchendienst obliegen." So unzweideutigdiese Erklärungen unserer
Kirchenordnuugenlaute», und so gern sich Vilmar auf deu Buchstaben steift,
wenn er ihn als Waffe wider seine Gegner nöthig hat: so geschickt weiß er doch
die ihm unbequemen Gesetzparagraphen durch Interpretation zn beseitigen. Und
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das thut derselbe Mann, welcher den hessischen Nichtern die größte Gewissenlo¬
sigkeit in Auslegung der weltlichen Gesetze vorwirft! Er erklärt den Kampf gegen
Hasseupflug's Widersacher kurzweg für identisch mit „dem evangelischen Kampf
gegen die Feinde Gottes, der jedem Geistlichen geboten ist." Obwohl der Erz-
bischof von Paris die französischeGeistlichkeit noch vor Knrzem dringend von
jeder politischen Parteidemonstration abgemahnt hat, ja obwohl Vilmar selbst
es bitter rügt, wenn hessische Geistliche in einer andern Richtung als der sei¬
nigen Politisiren: so dringt er doch entschieden auf politisches Parteiergreifeu iu
seinem Sinn, nnd läßt sogar durchblicken,daß das Wort des Heilandes: „Wer
nicht für mich ist, ist wider mich" — auch auf den Treubund angewendet wer¬
den könne! Doch müßte Vilmar's eignes Beispiel für offne Augen weit mehr
abschreckend, als ermuuterud, iu dieser Beziehung wirken. Wenn die Martins¬
gemeinde in Kassel sich ihn als Pfarrer verbeten hat, weil er ein leidenschaftlicher
politischer Parteimaun sei, so hat er wenigstens nachträglich dieses Urtheil durch
die maßlosesten politischen Diatriben genügend gerechtfertigt. — Außer den ge¬
nannten Elementen umfaßt der Treubund eiuige Gymnasiallehrer, viele Schulleh¬
rer, Handwerker und Banern. Seiner geographischen Verbreitung nach beschränkt
sich der Buud so ziemlich auf die ehemalige Provinz Niederhessen; in Oberhes¬
sen, im Hananischen nnd Fuldaischen hat er bis jetzt sehr geringen, im Schaum-
bnrgischen noch gar keinen Anklang gefunden, obgleich die Obermüller'sche Zei¬
tung der Loyalität der Schanmbnrger Weihranch genug gestrent hat.

Wollte nun der Trenbnnd wirklich segensreich wirken und sich im Volke
Verträum erwerben, so mnßte er — was auch eiu ehrenwerthes Mitglied des¬
selben in Nr. 15 des Volksfreundeö vou 1851 ausdrücklich fordert — nicht blos
nach Unten, sondern auch nach Oben energisch und freimüthig auftreten, ua-
mentlich „der Wahrheit überall, wo es Noth thut, die Ehre geben." Noth that
es aber überall, wo es sich um die statuteumäßige „Aufrechthaltuug des Staats¬
grundgesetzes" handelte.

Es läßt sich leicht zeigen, daß eine derartige dringliche Anforderung schon
zu wiederholten Malen an unsern Trenbnnd herangetreten ist, ohne daß derselbe
seines Versprechens, die Verfafsnng zu schützen, eingedenk gewesen wäre. Be¬
kannt ist, welchen ausgedehntem Gebrauch von §. 95 der Verf.-Urk. Hassen-
Pflng durch Erlaß der Septemberverordunngen gemacht hat, so ausgedehnt, daß
man consequeuterweisedie ganze Verfassung mit Hülfe dieses §. auf unbestimmte
Zeit suspendiren könnte. Diese Befürchtung hat sich bekanntlich anch insoweit
bereits als begründet erwiesen, als jede Thätigkeit des permanenten Ausschnsses
untersagt uud die Ständeversammlung nicht zu gesetzlicher Zeit einberufen wor¬
den ist, mithin die wichtigsten Lebensadern der Verfassung unterbunden sind.
Zwar scheint der Minister die persönliche Verantwortlichkeit für diese nenen Will-
knrlichkeiten gescheut zu haben, zumal da er iu seiuer Deukschrist ausdrücklich
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erklärt hatte: „Genehmigen die Landstände bei ihrem Znsammentritt die proviso¬
rischen Gesetze nicht, so werden sie anßer Kraft gesetzt/'. Indessen vient
en mang-egM, und was mall nicht selbst verantworten mag, das ladet man dem
Bundescommissar ans die verantwortungslosen Schultern. Bekanntlich ist dies
hinsichtlich beider erwähuten Verfügungen wirklich geschehen. Hier aber ertappen
wir den Minister ans einer falschen Fährte, und selbst wer von der Nechtmäßig-
keit der Septemberverordnuugeu vollkommen überzeugt ist, kanu denselben dies¬
mal unmöglich in Schntz nehmen, wofern er noch einigen Respect vor der Wahr¬
heit hat. Denu die Bundesgesetze, auf welche sich Hassenpflug so eifrig
beruft, weuu sie seinen Absichten förderlich sind, sprechen diesmal ganz
entschieden gegen ihn. Die Bundesexecutionsorduung vom 3. Ang. 1820,
welche auch den Wirkungskreis der Bundescommisston begrenzt, sagt Art. VI.
unter Auderm Folgendes: „Im ersten Fall (wenn eine Bundesregierung in Er¬
mangelung eigener zureichender Mittel selbst die Hülfe des Bundes in Anspruch
nimmt) , muß jedoch i m m er in Uebereinsti m m u n g mit de n Anträgen
der Negierung, welcher die bundesmäßige Hülse geleistet wird,
verfahren werden." Hieraus ergiebt sich sonnenklar,, daß der Bundescom¬
missar sich uach des Ministers Anträgen richten mußte, weuu es Hassenpflng's
ernster Wille war, seinen beschwornen verfassungsmäßigen Verpflichtungen
nachzukommen,und daß das Vorschieben des Bnndescommissars ihm kein Quent¬
chen von seiner eignen moralischen und juristischen Verantwortlichkeit für die Ver¬
letzung der zwei wichtigsten Paragraphen unserer Versassung abnimmt, wohl aber
seine Handlungsweise dem Verdacht der Unehrlichkeit aussetzt. Wahrlich, Ihr
Männer des „göttlichen Rechtes," wenn Ihr denn einmal den Staat nicht anders
„retten" könnt, als indem Ihr das menschliche Recht zertretet, so solltet Ihr we¬
nigstens ehrlich, wie jener hellenische Staatsmann, auftreten und sagen: „Wir
müssen jetzt nach Lage der Sachen die Verfassung snspendiren, aber wir werden
uus seiuer Zeit unsern gesetzlichem Nichtern stellen!" Doch von solchem antiken
Adel der Gesinnung scheint Ihr modernen Christen weit entfernt zu sein. Frei¬
lich sagt Euer Augustiuus, daß die Tugenden der Heiden nichts als glänzende
Laster gewesen seien; aber schlimm, sehr schlimm bleibt es doch, wenn die „Tu¬
genden" unserer Musterchristeu uicht einmal die Begleichung mit den „glänzen¬
den Lastern" der Heiden anschalten können.

An Gelegenheit und Anffordernug, die Stimme zu erheben für die in ihrem
Lebensmittelpnnktangetastete Verfassung, hat es also unserm Treubnnd keineswegs
gemangelt; er hat-es aber vorgezogen zu schweigen, ungeachtet er geung Mit¬
glieder zählt, deneu die einschläglichenBnndesgesetze bekannt sein müssen, wenn
sie auch auffallender Weise noch in keiner Zeitnng gegen Hassenpflug und Genossen
geltend gemacht worden sind. Eingetreten ist vielmehr unter activer und passiver
Assistenz, also auch unter Mitverantwortlichkeit des Trenbundes, wiederum jener
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trostlose Zustand, den Vilmar's Volksfreund selbst noch im März 1850 (Volksfr.
Nr. 12) ganz richtig als Hanptnrsache unserer Revolution erkauut und dargestellt
hat; nnr daß die gegenwärtigen Verhältnisse als Potenzirnng der vormärzlichen
Zustände sich als noch weit unerträglicher herausstellen, uus mithiu — wenn die
Zeiten sich abermals erfüllt habeu werden — mit einer noch weit gefährlicheren
Katastrophe bedrohen, als die war, die der März von 18-48 über unsern Häup¬
tern heraufgeführt hat. Wir können die Gegenwart nicht treffender charakterisiren,
als Vilmar selbst in der eben citirten Stelle thut; sie möge hier folgen:

„Die Pflicht einer ernsten und patriotischenPresse nöthigt uns zu der Aner¬
kennung, daß das System, welches vou 1838—48 vorherrschendwar, die geistigen
Bande des Staatsorganiömus tief erschüttert nnd einen lähmnngsartigen Zustand
herbeigeführt hatte, der einer großen Krisis keineswegs gewachsen war. Die
damaligen Räthe des Kurfürsten hatten sich zn einem kleinen Kreis abge¬
schlossen, welcher den Ideen der Zeit dergestalt feindselig entgegen¬
stand, daß ihm selbst das Verständniß dafür zn fehlen schien; das
freie Wort, das gedruckte, wie das der müudlicheu Mittheilung war in einer
Weise verstummt, daß die höchsten Staatsbeamten die Zustände
Deutschlands, wie die uusrigen, nur uuter ihrem Prisma sahen und
von der tiefen Erbitterung, die ihre Maßregelu, ihre Gesetzauslegnngen,
ihre Verkümmerung der stäudischeu Rechte, zuletzt ihre Einwirkung
auf die Justiz iu allen Classen der Gesellschaftbei Civil und Militär hervor-
geruseu, keiue deutliche Vorstellung hatten. Eine solche bis znr tiefen Erbitterung
steigende Unzufriedenheit kommt in ruhigen Zeiten nicht znr änßern Erscheinung;
wenn aber die Revolution eines großen Nachbarstaates mit Don¬
nerkeilen an die Thore schlägt, dann fühlt man, wie unzureichend
der blos äußere Mechauismus ist; uud weuu dann der Znstand der Art
ist, wie er im März 1848 war, so kann man es nicht wageu, der Revolution
einen kräftigen Gegenstoß entgegenzusetzen. Es giebt dagegen nur ein einziges
wahres und wirksames Mittel, es heißt: nicht vorübergehend, sondern fort¬
dauernd gut uud gerecht regieren."

Viele Schamlosigkeit und Gemeinheit haben wir in den letzten Jahren er¬
lebt; aber der Mauu, welcher vor eiuem Jahre so schrieb, wie hier geschriebeu
steht, und jetzt so handelt, wie er handelt, gehört zu deu schamlosesten und ge¬
meinsten aller gesinnungslosen Politiker der Gegenwart.
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